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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


I. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 
schläge der EG-Kommission zur Anhebung der 
Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1972/73 
und 1973/74, und welche tatsächlichen Auswir- 
kungen haben diese Beschlüsse auf die Markt- 
preise für die deutsche Landwirtschaft im 
Wirtschaftsjahr 1972/73? 


2. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 


Hält die Bundesregierung unter Berücksich- 
tigung der Ergebnisse des Grünen Berichts 
diese preislichen Auswirkungen für die deut- 
sche Landwirtschaft angesichts der Einkom- 
mensanhebung in allen anderen Bereichen und 
der starken Kostensteigerungen für ausrei- 
chend, und was gedenkt sie zur Verbesserung 
der Lage im Brüsseler Bereich und im natio- 
nalen Bereich zu tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

3. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach dem Inkrafttreten des 
Dr. Schneider Städtebauförderungsgesetzes erhebliche Fi- 

(Nürnberg) nanzierungsschwierigkeiten insbesondere bei 

Altstadtsanierungsfällen, die bisher als Stu- 
dien- und Modellvorhaben gefördert wurden, 
deshalb aufgetreten sind, weil die Zweckbe- 
stimmung der bereitgestellten Bundesmittel 
nur noch auf die Förderung der Planung und 
Entwicklung von Sanierungsfällen beschränkt 
ist, und ist die Bundesregierung bereit, nach 
§ 45 Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes 
von der engen Zweckbindung der Mittel dann 
abzuweichen, wenn anderenfalls nicht dringen- 
de Altstadtsanierungen durchgeführt werden 
können? 


Geschäftsbereich des Bundesmijiisters des Innern 


4. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Wie ist der Stand der Bemühungen der Bun- 
desregierung zur Vermeidung der Härten, die 
sich daraus ergeben, daß bei privaten Lebens- 
versicherungen von den betroffenen Rentnern 
höhere Beiträge einbehalten werden, als die 
öffentliche Hand ihrerseits als Zuschuß gelei- 
stet hat (vgl. meine Frage Nr. A8 in der 
Drucksache VI/2603)? 
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5. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


6. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


7. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


8. Abgeordneter 

Helms 


9. Abgeordneter 

Helms 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, mit Hilfe von Luftschiffen Immis- 
sionsmessungen zur Überwachung und Entdek- 
kung von Immissionsquellen vorzunehmen, 
nachdem bereits das Ausland (Japan) ein der- 
artiges Verfahren anwenden will? 

Gedenkt die Bundesregierung, unter Berück- 
sichtigung der nach dem künftigen Bundes- 
immissionsschutzgesetz notwendigen Immissi- 
onsmessungen, beim Ausbau eines Meß- und 
Uberwachungssystems derartige Entwicklun- 
gen zu fördern? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, wie groß die Zahl ausländischer Arbeit- 
nehmer ist, die sich zur Zeit illegal, also ohne 
Aufenthaltsgenehmigung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland befinden? 

Sind der Bundesregierung Presseveröffentli- 
chungen sowie das Problem bekannt, wonach 
landwirtschaftliche Grundstücke beiderseits 
der Bundesautobahnen und stark befahrener 
Bundesstraßen durch Kraftfahrzeugabgase in- 
soweit beeinträchtigt werden, als daß auf 
diesen Grundstücken — speziell das auf den 
Weiden — wachsende Futter so vergiftet wird, 
daß die darauf weidenden Kühe erkranken 
und „schlechte", gesundheitsbeeinträchtigende 
Milch geben? 

Wenn ja, wie können die Eigentümer der 
betroffenen Grundstücke, abgesehen von der 
Verminderung des Bleigehalts im Benzin auf 
Grund des Bleibenzingesetzes, vor den Abgas- 
immissionen geschützt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Trifft es zu, daß nach einer internen Statistik 
des Bundeskriminalamts von 170 000 Betrugs- 
delikten 30 000 sogenannte Wirtschaftsstraf- 
taten mit einer Schadenssumme von 15 Milliar- 
den DM bis 20 Milliarden DM sind, und welche 
Konsequenzen beabsichtigt die Bundesregie- 
rung aus dieser Tatsache zu ziehen? 


11. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die in ihrer Miet- 
Erpenbeck fibel vertretene Auffassung aufrecht, daß die 

freiwillige Vereinbarung einer höheren Miete 
ungeachtet des Artikels I § 3 des Kündigungs- 
schutzgesetzes vom 25. November 1971 jeder- 
zeit zulässig ist, nachdem die Pressestelle des 
Deutschen Mieterbunds in einer Verlautba- 
rung vom 18. Februar d. J. die gegenteilige 
Meinimg vertreten hat? 


3 



Drucksache VI/3196 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


12. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 

Erpenbeck um die hierdurch entstandene Rechtsunsicher- 

heit und Rechtsverwirrung zu beseitigen, zu- 
mal kaum damit gerechnet werden kann, daß 
sich bis zum Außerkrafttreten des Kündigungs- 
schutzgesetzes eine gefestigte Rechtsprechung 
zu dieser Kernfrage des Gesetzes herausge- 
bildet hat? 

13. Abgeordneter Trifft es zu, daß Bürger, die entscheidende 

Dr. Enders Hinweise zur Aufklärung einer kriminellen 

Tat gegeben haben, oft jahrelang auf die aus- 
gesetzte Prämie warten müssen? 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 

Dr. Enders vorzubereiten, daß Bürger, die zur Aufklärung 

von Verbrechen beigetragen haben, die Beloh- 
nung schon vor dem Abschluß aller gericht- 
lichen Verfahren erhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


15. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zum 

Dr. Schmitt- Schutz der Käufer solcher Papiere, die nicht 

Vockenhausen dem Schutz des neuen Auslands-Investment- 

gesetzes unterliegen, zumal auch die Ver- 
kaufsgesellschaften, die diese Papiere ver- 
treiben, von den Bankaufsichtsbehörden kaum 
untersucht werden können, weil es keine Vor- 
schriften für den freihändigen Verkauf von 
ausländischen, nicht börsennotierten Wertpa- 
pieren in der Bundesrepublik Deutschland 
gibt? 

16. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die durch 
Kahn-Ackennann wachsende Konzentration veränderte Wirt- 
schaftslage der sogenannten schöngeistigen 
Verlage in der Bundesrepublik Deutschland 
und die Auswirkung dieser Lage hinsichtlich 
der Gewährleistung der Meinungsfreiheit nach 
Artikel 5 des Grundgesetzes? 

17. Abgeordneter Wie hoch sind die Einnahmen der Geldinsti- 

Hansen tute aus Zinsen für die den Inhabern von 

Lohn- und Gehaltskonten eingeräumten und in 
großer Zahl in Anspruch genommenen soge- 
nannten Dispositionskredite? 

18. Abgeordneter Hält die Bundesregierung angesichts dieser 

Hansen nicht unerheblichen Einnahmen die Einführung 

von Buchungsgebühren für Lohn- und Gehalts- 
konten durch die Geldinstitute für gerecht- 
fertigt? 
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19. Abgeordneter 

Varelmann 


20. Abgeordneter 

Varelmann 


21. Abgeordneter 

Konrad 


22. Abgeordneter 

Baeuchle 


23. Abgeordneter 

Baeudile 


24. Abgeordneter 

Dr. Luda 


25. Abgeordneter 

Dr. Luda 


26. Abgeordneter 

Kiedile 


Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
rung, um die kritische Arbeitsmarktlage in 
Nordwest-Niedersachsen auf Grund der Ar- 
beitsmarktberichte von Ende Januar 1972 zu 
beheben? 

Ist es nicht angebracht, Maßnahmen zur Dros- 
selung des Wirtschaftsgeschehens, die für die 
überhitzungsräume notwendig sind, in Zu- 
kunft nicht auch in Nordwest-Niedersachsen 
wirksam werden zu lassen? 

Welche Planungen liegen vor, und welche 
Maßnahmen sind getroffen, um die westdeut- 
sche Industrie über die Absichten der Bundes- 
regierung ausreichend zu unterrichten und die 
Zusammenarbeit mit der Industrie laufend zu 
verbessern? 

Besitzt die Bundesregierung Zahlenmaterial 
darüber, in welcher Höhe Unternehmungen 
Steuervorteile haben durch Sozialfondsbildung 
für betriebliche Altersversorgui:ig:en in den 
letzten drei statistisch erfaßbäTeh Jahren? 

Wie groß ist die Zahl der Gemeinschaftszoll- 
ämter (neuester Stand) der Bundesrepublik 
Deutschland mit angrenzenden Nachbarstaa- 
ten, und wo befinden sich die Standorte die- 
ser Zollämter? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Erbschaftbesteuerung der vertraglichen 
Hinterbliebenenbezüge, insbesondere der Wit- 
wenpensionen, ungerechtfertigt ist, weil die 
gesetzlichen Bezüge der Beamtenhinterbliebe- 
nen, die Versorgungsbezüge aus der Sozial- 
versicherung und aus berufsständischen 
Pflichtversicherungen zur Erbschaftsteuer nicht 
herangezogen werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die vertrag- 
liche Hinterbliebenenversorgung ebenso wie 
die gesetzliche unverzüglich völlig von der 
Erbschaftsteuer freizustellen? 

Trifft es zu, daß Bundes vermögen an Grund 
und Boden aus ehemaligem Reichsnährstand- 
besitz einer Gemeinde, die dieses Grundstück 
zu Wohnbauzwecken, Friedhofserweiteiung 
und Sportstättenbau benötigt, erst dann ver- 
kauft wird, wenn durch Zulassung von Ange- 
boten frei tätiger Grundstücksmakler durch 
die abwickelnde Behörde der vereinbarte Preis 
von ursprünglich 1 000 000 DM um 20Vo auf 
1 200 000 DM in die Höhe getrieben worden 
ist, und hält die Bundesregierung dies ange- 
sichts der von ihr nachhaltig vertretenen Auf- 
fassung, Eigentum an Grund und Boden unter- 
liege besonders der Sozialpflichtigkeit, für 
richtig? 
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27. Abgeordneter 
Maucher 


28. Abgeordneter 
Mancher 


29. Abgeordneter 
Härzschel 


30. Abgeordneter 
Leicht 


31. Abgeordnetef 
Leicht 


32. Abgeordneter 
Höcheri 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
den unveränderten Mindestbetrag (Freigrenze) 
bei Vermögensabgabe bei älteren Leuten, die 
das 65. Lebensjahr vollendet haben, eine nicht 
zu vertretende Härte besteht? 


Ist die Bundesregierung bereit, den Einkom- 
mensfreibetrag von 4500 DM auf Grund der 
Preissteigerungen der letzten beiden Jahre den 
veränderten Verhältnissen anzupassen? 


Ist noch in dieser Legislaturperiode mit einer 
Entschädigung für im Dritten Reich Zwangs- 
sterilisierte zu rechnen? 


Welche Mehrbelastungen gegenüber den An- 
sätzen des Regierungsentwurfs des Kernhaus- 
haltes des Bundes für das Rechnungsjahr 1972 
sind aus heutiger Sicht bei wirklichkeitsge- 
rechter Betrachtung zu erwarten (Einzelposten 
— bei noch nicht hinreichend bezifferbaren 
Beträgen gegebenenfalls Größenordnung mit 
Von/bis-Beträgen — und Gesamtbeträge auf 
die Ausgaben- und Einnahme sei te)? 


Inwieweit muß der Eventualhaushalt 1972 
bereits zur Erfüllung erteilter Zusagen — na- 
mentlich im Rahmen des neuen Devisenhilfe- 
abkommens USA — in Anspruch genommen 
werden? 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung aus 
heutiger Sicht die notwendigen Kreditauf- 
nahmen des Bundes (netto einschließlich 
Münzgewinn) im Rechnungsjahr 1972, wenn 
man die voraussichtlichen Mehrbelastungen 
nach Fragen 1 und 2 der Kleinen Anfrage betr. 
Haushaltslage des Bundes (Drucksache 
VI/3015) einbezieht und dabei auch berück- 
sichtigt (die nachstehende Aufstellung erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit) 

— die sogenannte globale Minder ausgabe von 
1,2 Milliarden DM, zu deren Erwirtschaf- 
tung die Bundesregierung entgegen frühe- 
ren Ankündigungen, keinen Deckungsvor- 
schlag gemacht hat, 

— die Ausgaben für die Verbesserung der 
Bezüge im öffentlichen Dienst bei entspre- 
chender Anwendung der tarifvertraglich 
vereinbarten Regelungen auch für Beamte 
(lineare Verbesserung um im Durchschnitt 
knapp 6 v. H.), 

— die Auswirkungen des in Aussicht genom- 
menen Kompromisses über die Anteile von 
Bund und Ländern an der Umsatzsteuer 
(einschließlich vorgesehener Ergänzungs- 
zuweisungen)? 


eingereidit 
gemäß §110 
Abs, 2 Satz 2 der 
Gesdiäftsordnung 


eingereidit 
gemäß §110 
Abs, 2 Satz 2 der 
Gesdiäftsordnung 


eingereidit 
gemäß §110 
Abs, 2 Satz 2 der 
Gesdiäftsordnung 
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33. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


34. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


35. Abgeordneter 
Hödierl 


36. Abgeordneter 

Dr. Sdimidt 
(Wuppertal) 


37. Abgeordneter 

Dr. Sdimidt 
(Wuppertal) 


Besitzt die Bundesregierung eine Gesamtüber- 
sicht über die Auswirkungen oder möglichen 
Auswirkungen der sich aus den Nummern 1 
bis 3 der Kleinen Anfrage betr. Haushaltslage 
des Bundes (Drucksache VI/3015) ergebenden 
und der sonstigen, aus heutiger Sicht als 
zwangsläufig angesehenen Mehrbelastxmgen 
(z. B. auf Grimd des Rentenreformgesetzes) 
gegenüber dem geltenden Finanzplan für die 
Jahre 1973 bis 1975? 


eingereidit 
gemäß §110 
Abs. 2 Satz 2 der 
Gesdiäftsordnung 


Wenn ja: Ist die Bundesregienmg bereit, diese 
Übersicht dem Deutschen Bundestag als Unter- 
lage für die Haushaltsberatungen und für die 
Beratungen der anstehenden finanzwirksamen 
Gesetze zuzuleiten? 


eingereidit 
gemäß §110 
Abs. 2 Satz 2 der 
Gesdiäftsordnung 


Auf welche Beträge schätzt die Bundesregie- eingereidit 
rung aus heutiger Sicht unter Berücksichtigung gemäß §110 
aller bisher erkennbaren Mehrbelastimgen die Abs. 2 Satz 2 der 
Kreditaufnahmen (netto einschließlich Münz- Gesdiäftsordnung 
gewinn) des öffentlichen Gesamthaushalts von 
Bund, Ländern und Gemeinden einschließlich 
ERP-Sondervermögen, LastenOTsgleichsfonds 
und öffa im Rechnungsjahr 1972 (insgesamt 
und auf geteilt auf die einzelnen Bereiche)? 


Auf welche Beträge belaufen sich die mögli- eingereidit 
chen Kreditaufnahmen von Stellen außerhalb gemäß §110 
der Bundesverwaltung, die durch Leistung Abs. 2 Satz 2 der 
oder Zusage von Schuldendiensthilfen (Zins- Gesdiäftsordnung 
Zuschüssen) 

a) im Rechnungsjahr 1972 nach dem Bundes- 
haushaltsplan und dem ERP-Wirtschafts- 
plan, 

b) im Rechnungsjahr 1972 nach dem Regie- 
rungsentwurf des Bundeshaushaltsplans 
und nach dem ERP- Wirtschaftsplan 

gefördert werden konnten bzw. gefördert wer- 
den können (Einzelbeträge nach Haushalts- 
stellen, aufgegliedert auf die beiden Rech- 
nungsjahre)? 


Ist die Bundesregierung bereit, eine entspre- eingereidit 
chende Aufstellung über die aus den Länder- gemäß §110 
haushalten geförderten Kreditneuaufnahmen Abs. 2 Satz 2 der 
von Stellen außerhalb der Länderverwaltxmg Gesdiäftsordnung 
in den Rechnungsjahren 1971 und 1972 dem 
Deutschen Bundestag vorzulegen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für denjenigen 
Meister Personenkreis, der aus dem Ausland Rente 

bezieht, bei Änderungen der Wähnmgspari- 
täten für den entstehenden Verlust einen 
Ausgleich zu gewähren? 
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39. Abgeordneter 
Meister 


40. Abgeordneter 
Härzsdiel 


41. Abgeordneter 

Orgaß 


42. Abgeordneter 

Orgaß 


43. Abgeordneter 
Lenzer 


44. Abgeordneter 
Lenzer 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß obenge- 
nannter Personenkreis vollen Krankenkassen- 
beitrag aus der Rente zu leisten hat, imd sieht 
sich die Bundesregierung in der Lage, diese 
Rentner denjenigen, die eine deutsche Rente 
beziehen, gleichzustellen? 

Hält die Bundesregierung eine Änderung des 
§ 26 RVO im Blick auf Vermögensanlagen bei 
Privatbanken für erforderlich, und trifft es zu, 
daß der Verband der Rentenversicherungs- 
träger Vermögensanlagen nach § 26 RVO bei 
privaten Großbanken auch ohne Sicherheits- 
leistungen für möglich hält? 

Hält die Bundesregierung Beanstandungen des 
Bundesrechnungshofs, wonach bei Prüfungen 
in den letzten fünf Jahren bei drei Versehr- 
tensportgruppen von insgesamt 1285 in der 
Bundesrepublik Deutschland Differenzen von 
rund 500 DM bei einem jährlichen Ansatz von 
rund 5 Millionen DM festgestellt wurden, für 
so gravierend, daß sie auf der bereits im 
Jahre 1959 im übungsbetrieb als undurchführ- 
bar erwiesenen Unterschriftsleistung jedes 
Teilnehmers bei jeder Veranstaltimg jetzt mit 
Erlaß des Bundes arbeitsministeriums vom 
1. Februar 1972 erneut besteht? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diesen Erlaß rückgängig zu machen, 
wenn sie nicht durch diese Maßnahme Gefahr 
laufen will, daß sie die nach § 1 1 a des Bundes- 
versorgungsgesetzes gegebene staatliche Ver- 
pflichtung, die heilgymnastische Bewegimgs- 
therapie durchzuführen, in der Praxis unmög- 
lich macht, damit nicht immer mehr ehrenamt- 
liche Mitarbeiter durch Protestresolutionen zu 
erkennen geben, daß sie sich von dieser Tätig- 
keit zurückziehen wollen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die unzu- 
reichende Definition der Begriffe Erwerbsun- 
fähigkeit und Beruf sxmfähigkeit — §§ 1246 
und 1247 RVO — , und hält sie es in diesem 
Zusammenhang für möglich, beide Begriffe zu 
einem Versicherungsfall zusammenzufassen, 
wie auch bereits vom Deutschen Sozialge- 
richtsverband angeregt und in einem Entscheid 
des Großen Senats des Bxmdessozialgerichts 
vom Dezember 1969 dargelegt worden ist? 

Hält es die Bundesregierung für möglich, die 
Kompetenzen der für Beitragsstreitigkeiten 
imd abgelehnte Hilfsmaßnahmen bei den 
Selbstverwaltungsorganen der Versicherungs- 
träger bestehenden Widerspruchsstelle derart 
auszuweiten, daß diese auch in Streitfragen 
bei IBerufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit mit den 
Landesversicherungsanstalten Entscheidungs- 
befugnis erhält? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


45. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


46. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


47. Abgeordneter 

Damm 


48. Abgeordneter 

Damm 


49. Abgeordneter 
Josten 


50. Abgeordneter 
Josten 


Warum werden immer noch zahlreiche Wehr- 
pflichtige aus Nordrhein-Westfalen, die be- 
reits verheiratet sind und z. T. schon Kinder 
haben, zur Ableistung des Grundwehrdienstes 
insbesondere nach Schleswig-Holstein einbe- 
rufen? 

Ist die Bundesregierung bereit anzuordnen, 
daß in Zukunft solche Wehrpflichtige, wenn 
nicht außergewöhnliche Gründe dem entgegen- 
stehen, grundsätzlich wohnortsnahe verwen- 
det werden? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung dem 
sozialdemokratischen Bürgermeisterkandida- 
ten in Unterhaching (Freistaat Bayern) eine 
größere Anzahl von Exemplaren des Weiß- 
buches 1971/1972 zur Verfügung gestellt hat, 
damit er sie mit einem Begleitbrief an die 
Angehörigen der Bundeswehr ln seinem Wahl- 
bezirk versenden konnte, und wie viele Exem- 
plare waren es gegebenenfalls? 

Hat die Bundesregierung das Weißbuch 1971/ 
1972 zum Zweck der Werbung für Parteikan- 
didaten oder für Parteien auch in anderen 
Fällen zur Verfügung gestellt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen der höchstrichterlichen Entschei- 
dung des Bundesverwaltungsgerichts in Berlin 
— Az.: VIII C 8869 — die Kriegsdienstver- 
weigerung betreffend? 

Teilt die Bundesregierung die Meinimg des 
Gerichts, daß waffenloser Dienst in der Bun- 
deswehr — z. B. in Bundeswehrkrankenhäu- 
sern und ähnlichen Einrichtungen — den 
Kriegsdienstverweigerer in unzumutbarer 
Weise belaste? 


Gesdiäftsbereidh des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


51. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Seefeld Krankenhäuser in der Bundesrepublik 

Deutschland für die Aufnahme von Notfall- 
patienten bei Tag und Nacht zur Verfügung 
stehen, und ob diese Krankenhäuser personell 
und ausnützungsmäßig in jedem Fall für die 
Erstversorgung von Notfallpatienten wirklich 
geeignet sind? 
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52. Abgeordneter 
Mursdi 

(Soltau-Harburg) 


Aus welchen Gründen hat der Bundesminister 
für Jugend, Familie imd Gesimdheit die von 
mir mit Schreiben vom 10. Januar 1972 erbe- 
tene Klärung der Frage, ob der in Heft 1/72 
der Zeitschrift „TV Hören und Sehen" ge- 
schilderte Sachverhalt zutrifft, nicht herbeige- 
führt? 


53. Abgeordneter 
Murseil 

(Soltau-Harburg) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt gegebenen- 
falls der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit zu ergreifen, um falsche Hoff- 
nungen an Multiple Sklerose erkrankter Men- 
schen zu vermeiden, die durch Presseveröf- 
fentlichungen geweckt werden? 


54. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ähnlich dem 

Dr. Gölter deutsch-französischen Jugendwerk, Initiativen 

für ein deutsch- englisches Jugend werk zu er- 
greifen? 

55. Abgeordneter Warum sind die Aufputschmittel ANi und 
Dr. Rinderspaciier Rosimon-Neu, die nach wissenschaftlichen Un- 
tersuchungen von einem nicht unbeträchtlichen 
Teil der drogensüchtigen Jugendlichen regel- 
mäßig konsumiert werden, noch immer rezept- 
frei zu erhalten? 


56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diese und 
Dr. Rinderspadier etwaige ähnliche Aufputschmittel so schnell 
wie möglich aus dem freien Verkehr zu zie- 
hen, um die leichte Beschaffbarkeit dieser 
Mittel zu unterbinden? 


57. Abgeordnete Aus welchem Grund ist das Weckmittel ANi 
Frau weiterhin nicht rezeptpflichtig, obwohl seine 

von Bothmer suchtfördernde Wirkung seit etwa zwei Jahren 
in Fachkreisen unbestritten ist? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


58. Abgeordneter Wann ist nunmehr mit der von der Bimdes- 

Dr. Jungmann regierung noch für 1971 in Aussicht gestellten 

Verkündimg einer Änderungsverordnung zur 
Straßenverkehrs-Zulassimgs-Ordnimg zu rech- 
nen, durch die die Anwendung von Dreipunkt- 
Sicherheitsgurten bzw. für Fcdirzeuge mit offe- 
nem Aufbau von Zweipunkt- Sicherheitsgurten 
vorgeschrieben ist (vgl. die Antwort des Bim- 
desministers für Verkehr imd für das Post- 
imd Femmeldewesen vom 20. Juli 1971 auf 
meine entsprechenden Fragen)? 
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59. Abgeordneter 

Peiler 


60. Abgeordneter 

Peiler 


61. Abgeordneter 
Niegel 


62. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


63. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


64. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


Welche Pläne bestehen für die Bundeswasser- 
straße Lahn, nachdem die Frachtschiffahrt dort 
fast völlig zum Erliegen gekommen ist? 

Welche Maßnahmen sind vorgesehen, damit 
die Lahn mehr als bisher der Erholung, dem 
Sport und der Sportfischerei dienen kann? 

Wer nahm in den letzten zehn Jahren an den 
jeweiligen Eröffnungsflügen der Lufthansa als 
Ehrengast auf Einladung des Bundesministers 
für Verkehr teil, und nach welchen Maßstäben 
werden die Einzuladenden ausgewählt? 

Gab es bei der Deutschen Bundesbahn im 
Januar und Februar 1972 leer stehende Wag- 
gons, und wenn ja, wie groß war in diesem 
Zeitraum im Durchschnitt der tägliche Anfall? 

Erachtet die Bundesregierung die nach der 
StVZO vorgeschriebene Mindestbestückung 
von Lkw mit Schluß-, Rück- imd Seitenleuch- 
ten für in jedem Fall ausreichend? 

Ist sie gegebenenfalls bereit, in Anlehnung an 
skandinavische Vorbilder auf Verbesserung 
abzielende Beleuchtungsvorschriften von Lkws 
zu erwirken? 


Geschäflsbereidi des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


65. Abgeordneter Trifft es zu, daß laut Veröffentlichung der Welt 
Sdilee vom 23. Februar 1972 - D (Seite 2) Experten 

der Bundesregierung neue Richtlinien für 
Landkarten und kartographische Bezeichnun- 
gen erarbeitet haben und nach einem amtli- 
chen „Vermerk" in Zukunft die Grenzen der 
Bundesrepublik Deutschland als gleichmäßig 
durchgezogene Linie sowohl im Westen als 
auch im Osten dargestellt werden und somit 
den Grenzbezeichnungen zwischen anderen 
Staaten entsprechen? 


66. Abgeordneter Stünde eine solche Richtlinie in übereinstim- 
Sdüee mung mit der Behauptung der Bundesregie- 

rung, daß trotz etwaiger Ratifizierung des 
Vertrags mit der Sowjetunion vom 12. August 
1970 und trotz der beabsichtigten Verträge mit 
der DDR die DDR für die Bundesrepublik 
Deutschland nicht Ausland sei, imd daß auf 
Grund des Vertrags vom 12. August 1970 die 
Grenzlinie zur DDR zwar in Auswirkung des 
Gewaltverzichts als Grenze geachtet werden 
müsse, nicht aber als Staatsgrenze anerkannt 
werde? 
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67. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Aussagen des 
Niegel Parlamentarisdien Staatssekretärs Herold, die 

er zur Situation der Landwirtschaft allgemein 
und zur Bauerndemonstration im besonderen 
gemacht hat? 

Wie viele Kinder, Jugendliche, Verlobte imd 
Ehegatten leben nach den Feststellungen der 
Bundesregierung getrennt von den Eltern, 
Verlobten und Ehegatten in der Bundesrepu- 
blik im anderen Teil Deutschlands? 

69* Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun, um die 
Weigl aus erzwungener Trennung resultierende Not 

dieser Menschen zu beenden? 

70. Abgeordneter Wird die Bundesregierung rechtzeitig vor der 
Reddemann Osterreisewelle den Personenkreis warnen, 

der auch nach dem alliierten Berlin-Abkom- 
men imd den deutschen Zusatz Vereinbarungen 
auf den Wegen von und nach Berlin der Ge- 
fahr der Verhaftung und der Aburteilung un- 
terliegt? 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 25. Fe- 
bruar zu, daß der Austausch der Sendereihe 
„Jugend im anderen Teil Deutschlands" zwi- 
schen dem Westdeutschen Rundfunk und dem 
Sender Freies Berlin auf Verlangen von „Ra- 
dio DDR" unterblieben ist, und wie beurteilt 
die Bundesregierung das Verlangen des 
sowjetzonalen Senders imd die Haltung des 
Westdeutschen Rundfunks? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


72. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß im 

Dr. Probst Hinblick auf die Langfristigkeit von großen 

multinationalen Raumfahrtprojekten, die zehn 
oder fünfzehn Jahre laufen, die dabei zusam- 
menarbeitenden Firmen zur Erzielung einer 
größeren Wirtschaftlichkeit und eines umfas- 
senderen know-how die bisherige Form der 
lockeren Zusammenarbeit von Fall zu Fall in 
festere Bindungen gesellschaftsrechtlicher Art 
umwandeln sollten, und gedenkt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls entsprechende 
Schritte einzuleiten? 

73. Abgeordneter Welche Absichten hat die Bundesregienmg 

Dr. Probst in bezug auf die künftige Zusammenarbeit 

zwischen Europa und den USA auf dem Gebiet 
der Raumfahrt, und welche konkreten Ange- 
bote der amerikanischen Regienmg zur Betei- 
ligung der Europäer am Raumfahrtprogramm 
liegen vor? 


71. Abgeordneter 
Schedl 


68. Abgeordneter 

Weigl 
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74. Abgeordneter Trifft es zu, daß Atommüll im Bergwerk Asse 

Dr. Dr, h. c. II bei Wolfenbüttel in nidit begehbaren engen 

Bediert Bohrlöchern gelagert wird, oder gelagert wer- 

(Gau-Algesheim) den soll? 

75. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind vorgesehen, falls in 

Dr. Dr. h. c. solche Bohrlöcher Wasser eindringt, um das 

Bediert Eindringen festzustellen und Grundwasser- 

(Gau-Algesheim) kontamination durch radioaktive Stoffe zu 

verhindern? 

76. Abgeordneter Bekennt sich die Bundesregierung noch zu 

Leicht dem Grundsatz, daß Lehre und Forschung an 

den Bedürfnissen von Staat, Gesellschaft und 
Wirtschaft ausgerichtet sein müssen? 

77. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in den Praktiken 

Leicht einiger Hochschulinstitute nicht eine Gefähr- 

dung dieses Grundsatzes? 

78. Abgeordneter Bekennt sich die Bundesregierung noch zum 

Dr. Wagner herkömmlichen Leistungsprinzip an den Hoch- 

(Trier) schulen? 

79. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das 

Dr. Gölter schon vielfach praktizierte Kollektivexamen 

noch ihren Vorstellungen vom Leistungsprin- 
zip entspricht? 

80. Abgeordneter Sind der Bundesregierung in letzter Zeit Fälle 

Picard bekannt geworden, in denen öffentliche Gelder 

an nicht legitimierte Studentenverbände ver- 
geben worden sind? 

81. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, den linksextre- 

Baier men Radikalismus an den Hochschulen zu 

tolerieren? 

82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der 

Dr. von bestehende Rechtsschutz für die Sicherung 

Nordenskjöld einer gedeihlichen Entwicklung des Hochschul- 

wesens ausreichend ist? 


83. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, den Verband 

Vogt Deutscher Studentenschaften auch nach den 

Beschlüssen seiner letzten Mitgliederver- 
sammlungen weiterhin mit öffentlichen Mit- 
teln zu unterstützen? 

84. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung in der Vergan- 

Vogt genheit (seit 1969) unternommen, um die Ver- 

wendung der an den Verband Deutscher Stu- 
dentenschaften geleisteten Zuschüsse aus 
Bundesmitteln sowie Abgaben aus Pflichtbei- 
trägen zu überprüfen? 
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85. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


86. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


87. Abgeordneter 
Dr. Sperling 


88. Abgeordneter 

Konrad 


89. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


90. Abgeordneter 
Wohlrabe 


91. Abgeordneter 

Wohlrabe 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um eine Finanzkontrolle der Studen- 
tenschaften an den Hochschulen der Bundes- 
republik Deutschland zu veranlassen, wie es 
dem Beiträgegesetz vom 24. März 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 235), der Bundeshaushaltsord- 
nung und dem geltenden Hochschulrecht ent- 
spricht, um damit sicherzustellen, daß nicht 
mit öffentlichen Geldern rechts- und verfas- 
sungswidrige Aktionen finanziert werden? 

Reicht der Stand der Grundlagenforschung im 
Bereich der Supraleitung, insbesondere der 
supraleitenden Werkstoffe aus, um den Bau 
eines Großbeschleunigers mit supraleitenden 
Magneten bereits jetzt in Angriff zu nehmen? 

Ist es richtig, daß sich im Kemforschimgszen- 
trum Karlsruhe bei der Verwirklichung eines 
auf Supraleitung aufbauenden Beschleuniger- 
projekts herausgestellt hat, daß die daran 
Beteiligten sich nachträglich in den Stand der 
Grundlagenforschung dieses Bereichs einar- 
beiten mußten? 

Teilt die Bundesregierung die auf einer Ta- 
gung des „Gesprächskreises Meerestechnik" 
beim Ministerium für Wirtschaft und Verkehr 
des Landes Schleswig-Holstein vertretene An- 
sicht, daß die Meeresforschung durch mangel- 
hafte Förderung und Zielsetzung sowie Zer- 
splitterung der Kompetenzen und Maßnahmen 
behindert sei? 

Bedeutet die Absicht der Bundesregierung, die 
durch den Weggang von Frau Dr. Hamm- 
Brücher freiwerdende Stelle des für djsn Bil- 
dungsbereich zuständigen Staatssekretärs im 
Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft nicht wieder zu besetzen, daß die Bun- 
desregierung die Bildungspolitik nun nicht 
mehr an der ersten Stelle cier inneren Refor- 
men sieht? 

In welcher Weise ist die Bundesregierung 
beim Senat von Berlin vorstellig geworden, 
um eine sachgerechte Verwendung der aus 
dem Bundeshaushalt im Rahmen der Bundes- 
hilfe für Berlin zur Verfügung gestellten 
Bundesmittel an der Freien Universität Berlin 
zu erreichen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß inzwi- 
schen namhafte Professoren in Berlin die Auf- 
fassung vertreten, daß es der deutschen Indu- 
strie nicht verargt werden könne, wenn sie 
nicht mehr auf Absolventen der Berliner Uni- 
versitäten zurückgreife, da vielfach ein lei- 
stungsorientiertes Studium nicht gegeben sei, 
und welche Konsecjuenzen gedenkt die Bun- 
desregierung daraus zu ziehen? 
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Gesdiäftsbereich des Auswärtigen Amts 


92. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


93. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


94. Abgeordneter 

Gewandt 


95. Abgeordneter 
Gewandt 


96. Abgeordneter 

Möhring 


97. Abgeordneter 
Möhring 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, der mit der Resolution 492 (1971) der 
Beratenden Versammlung des Europarats vor- 
geschlagenen und inzwischen vom Minister- 
komitee gebilligten Europahymne bei Veran- 
staltungen in der Bevölkerung Resonanz zu 
verschaffen? 

Wie ist der Stand der Verhandlimgen im 
Ministerkomitee des Europarats zur Einfüh- 
rung eines internationalen Ausweises für 
Schwerbeschädigte, nachdem das Ministerko- 
mitee bereits im Dezember 1970 diese Frage 
in sein Arbeitsprogramm aufgenommen hat? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach der 
sowjetische Außenminister Gromyko von 
Staatssekretär Bahr Reparationen in Höhe von 
mehr als 20 Milliarden DM gefordert haben 
soll? 

Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 
die Bundesregierung bereits einen intermini- 
steriellen Ausschuß zur Berechnung der Höhe 
möglicher Reparationszahlungen gebildet ha- 
ben soll, und kann daraus der Schluß gezogen 
werden, daß die Bundesregierung die Forde- 
rungen der Sowjetunion dem Grunde nach 
bereits anerkannt hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
Raum Lüneburg/Harburg in kurzer Zeit rund 
1200 Nigerianer eingereist sind (davon allein 
200 nach Lüneburg), die zwar zum Zwecke 
einer Berufsausbildung bzw. Studium in die 
Bimdesrepublik Deutschland gekommen sein 
sollen, jedoch weder über ausreichende Eigen- 
mittel, Stipendien der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder ihres Heimatlands noch über Prak- 
tikums- oder Ausbildungsverträge verfügen, 
keine regulären Sprachkurse, z. B. des Goethe- 
instituts, besuchen, dafür aber Formalbeschei- 
nigungen kleinerer Sprachschulen für die Er- 
teilung einer Aufenthaltserlaubnis beibringen 
und anschließend die den ordentlichen Stipen- 
diaten vorbehaltenen Praktikantenstellen 
blockieren und dabei oft wilden Arbeitsver- 
mittlern in die Hände fallen? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
rung, diese im Zusammenhang mit der unkon- 
trollierten Einreise von Afrikanern sich erge- 
benden und künftig noch verstärkt auftreten- 
den Probleme zu überwachen, zu ordnen und 
den Staat Nigeria mehr als es bisher vielleicht 
möglich war über diese Situation in der Bun- 
desrepublik Deutschland zu informieren? 
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98. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich in 
Dr. Schmude einer Vielzahl von Einzelfällen aus der An- 
wendung des Niederlassungsabkommens zwi- 
schen dem Kaiserreich Persien und dem Deut- 
schen Reich vom 17. Februar 1929 dadurch 
Härten ergeben, daß Persien durch Verweige- 
rung seiner Zustimmung die im übrigen un- 
problematische Einbürgerung verhindert? 

99. Abgeordneter Zieht die Bundesregierung in Betracht, eine 
Dr. Sdunude Änderung dieser dem Kaiserreich Persien ein- 
geräumten Sonderstellung zu bewirken? 

100. Abgeordneter Wie ist die Aussage der Bundesregierung, daß 
Engelsberger durch die Ostverträge die Grenzen nicht fest- 
geschrieben, sondern nur beschrieben würden 
und ein wiedervereinigtes Deutschland an die- 
se Grenzregelung nicht gebunden sei, in Ein- 
klang zu bringen mit dem Kommentar der 
„Prawda" zum Gewaltverzichtsvertragsent- 
wurf der CSU, daß „revanchistische Kräfte in 
der Bundesrepublik . . . auch weiterhin in der 
Bevölkerung die Illusion anheizen möchten, 
daß eine Abänderung der europäischen Gren- 
zen möglich sei"? 

101. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mei- 
Engelsberger nung der polnischen Nachrichtenagentur PAP, 

daß es zwischen den sozialistischen Ländern 
und der Bundesrepublik Deutschland Differen- 
zen über die Interpretation der Ostverträge 
gebe und der Kampf um die eindeutige Aus- 
legung das nächste Stadium des politischen 
Ringens in Europa sein werde und erst dann 
von einer Erfüllung der Verträge gesprochen 
werden könne, wenn die Bundesregierung die 
Interpretation des Ostens erfülle? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV, der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Trifft es zu, daß eine vom Presse- und Infor- 

Reddemann mationsamt der Bundesregierung für überre- 

gionale Zeitungen eingesetzte Anzeige aus- 
gerechnet audi in zwei regionalen Zeitungen 
erschien, deren Verbreitungsgebiet der künf- 
tige Wahlkreis des Leiters des Presse- imd 
Informationsamts ist, und wie beurteilt die 
Bundesregierung gegebenenfalls diesen Vor- 
gang? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter 

Rollmann 


Hat die Bundesregierung die Absicht, Teilzeit- 
beschäftigung auch für verheiratete Beamtin- 
nen ohne Kind einzuführen? 


3. Abgeordneter In welchem Ausmaß ist die Mitwirkung imd 

Röhner der Einsatz des Technischen Hilfswerks bei 

der Vorbereitung und Durchführung der 
Olympischen Spiele 1972 vorgesehen? 


4. Abgeordneter Welche Vorbereitungen wurden für den Ein- 
Röhner satz des Technischen Hilfswerks bei der Durch- 

führung der Olympischen Spiele 1972 getrof- 
fen? 


5. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Welche Schritte kann die Bimdesregierung 
unternehmen um sicherzustellen, daß auch für 
jugendliche Polizeibeamte die im Jugend- 
schutzgesetz vorgesehenen Arbeitszeitvor- 
schriften in Anwendung gebracht werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, wie viele Frauen in der Bundesrepublik 
Deutschland nach der Neufassung des § 1355 
BGB (18. Juni 1957) davon Gebrauch gemacht 
haben, bei der Eheschließung ihren Mädchen- 
namen neben den des Mannes hinzuzufügen? 
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7. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, die StPO u. a. so 
Erhard zu novellieren, daß die Gerichtshilfe für Er- 

(Bad Sdiwalbach) wachsene in die Strafprozeßordnung auf ge- 
nommen und somit gesetzlich verankert wird, 
wie das die Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Gerichtshelfer vorgeschlagen hat? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


8. Abgeordneter Treffen die Befürchtungen im Handwerk zu, 
Wurbs daß sich die Entwicklung der Betriebszahlen 

im Blick auf die Sicherstellung der Versorgung 
möglicherweise einem kritischen Punkt (break- 
ing point) nähert? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Anre- 
gung des ZDH-Generalsekretärs Dr. Kübler in 
seinem Grundsatzartikel „Mittelfristige Real- 
politik für das Handwerk" im Deutschen Hand- 
werksblatt 1/72 aufzugreifen und Untersuchim- 
gen über die strukturelle Entwicklung der 
Wirtschaft unter Berücksichtigung der Arbeits- 
markt- und Versorgungsprobleme im Rahmen 
einer Enquete durchführen zu lassen? 

Gibt es außer für kerntechnische Unfälle Bürg- 
schaften des Bundes, welche private Betreiber 
von Industriewerken von der Haftung freistei- 
len, wenn der Schaden die vom Betreiber ab- 
geschlossene Haftungsversicherung der Höhe 
nach überschreitet, wenn ja, bei welchen In- 
dustriewerken, und Bürgschaften in welcher 
Höhe? ' 


Welche Vorstellungen bestehen bei der Bun- 
desregierung zur Einebnung des teilweise sehr 
unterschiedlichen Preisniveaus bei hochwerti- 
gen Verbrauchsgütem, nachdem Testkäufe 
Differenzen zwischen 15Vo und 5 Wo ergeben 
haben? 


Hat die Bundesregierung Pläne entwickelt, die 
einen größeren Schutz der Verbraucher in 
bezug auf die vielfach unerträglichen Zustände 
im Kundendienstwesen von Handel und Hand- 
werk vorsehen? 


13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung zur Erhöhung der 
Dr. Wamke Winterbautätigkeit bereit, den Arbeitgebern 
des Baugewerbes, denen zum Erwerb von Ge- 
räten und Einrichtungen, die zur Durchführung 


12. Abgeordneter 
Wuwer 


11. Abgeordneter 
Wuwer 


10. Abgeordneter 
Dr. Dr. h. c. 
Bechert 

(Gau-Algesheim) 


9. Abgeordneter 
Wurbs 
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von Bauarbeiten in der Sdileditwetterzeit er- 
forderlich sind, gemäß § 77 des Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Arbeitsförderungsgesetzes Zuschüs- 
se gewährt werden sollen, über diese Zuschuß- 
möglichkeit hinaus einen zusätzlichen Anreiz 
für die Beschaffung der betreffenden Geräte 
dadurch zu geben, daß für diese Gerätegrup- 
pen Sonderabschreibungsmöglichkeiten ge- 
setzlich eingeräumt werden? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


14. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


Hält die Bundesregierung an ihrer Auffas- 
sung fest, daß Lohnschlächter in der Renten- 
versicherung der Arbeiter nach § 1227 RVO 
pflichtversichert und damit dem Beitragsab- 
zugsverfahren wie jeder andere Arbeitnehmer 
unterworfen sind? 


15. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


Läßt die typisch abhängige Tätigkeit dieses 
Personenkreises nicht die Vermutung zu, daß 
die Zahlung des Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
meranteils zum Rentenversicherungsbeitrag 
eine Ungleichbehandlung der Betroffenen ge- 
genüber anderen vor dem Gesetz ist, und wie 
kann dem gegebenenfalls abgeholfen werden? 


16. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Verlust des linken Arms 
Link in der Kriegsopferversorgung mit einer Min- 

derung der Erwerbsfähigkeit von 70®/o, in der 
Unfallversicherung jedoch nur mit einer Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit von 60Vo bewer- 
tet wird, und worauf stützt sich bejahenden- 
falls diese unterschiedliche Praxis? 


17, Abgeordneter Was würde auf der Grimdlage der Voraus- 
Weigl berechnimgen des Rentenanpassungsberichts 

1972 eine generelle Herabsetzung der Alters- 
grenze auf das 64. Lebensjahr — bei Versi- 
cherten mit einer Wehr-, Dienst- oder Berufs- 
beschädigung von mehr als 50®/o und aner- 
kannten Spätheimkehrern auf das 63. Lebens- 
jahr — bis 1986 kosten? 


18. Abgeordneter Welche Mehrausgaben auf der Grundlage 

Weigl des obengenannten Rentenanpassungsberichts 

würde eine ab 1. Januar 1973 jeweils um drei 
Monate vorgezogene Rentenanpassung bis 
1986 verursachen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


19. Abgeordneter In welchem Umfang arbeitete das Bundesmini- 
Batz sterium der Verteidigung bisher mit der Aka- 

demie für Führungskräfte der Wirtschaft in 
Bad Harzburg zusammen? 


20. Abgeordneter Wird das Bundesministerium der Verteidi- 
Batz gnng die Zusammenarbeit mit der Akademie 

auch in Zukunft fortsetzen? 


21. Abgeordneter Nimmt das Bundesministerium der Verteidi- 
Budistaller gung auf die Besetzung der Stelle des Leiters 

und der Stellen der Lehrkräfte an der Aka- 
demie^^für Führungskräfte der Wirtschaft in 
Bad Harzburg Einfluß, und wird sie gegebe- 
nenfalls darauf hinwirken, daß der Leiter der 
Akademie, Professor Dr. R. Höhn, der wäh- 
rend der Nazidiktatur an heraus gehobener 
Stelle wirkte, abgelöst wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


22. Abgeordneter Was will die Bundesregierung in Zusammen- 
Zebisdi arbeit mit den Ländern tun, um den erheb- 

lichen Mangel an Arbeitskräften — insbeson- 
dere an Krankenschwestern, medizinisch-tech- 
nischen Assistentinnen, Röntgenassistentinnen 
und Diätassistentinnen — in den Krankenan- 
stalten, Heimen und Einrichtungen der Sozial- 
pflege zu beheben? 


23. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
Zebisdi sichten, ausländische Arbeitnehmerinnen für 

die genannten Berufszweige zu gewinnen? 


24. Abgeordneter Wieviel Projekte werden aus Mitteln des 

Spitzmüller Bundes gefördert, die der Behandlung und 

Rehabilitation drogenabhängiger und drogen- 
gefährdeter Jugendlicher dienen? 


25. Abgeordneter Nach welchen Kriterien werden die Bundes- 
Spitzmüller mittel vergeben, und wie wird die effektive 

Anwendung geprüft und überprüft? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


26. Abgeordneter Wie dringlich sieht der Bundesminister für 

Picard Verkehr angesichts der von der Stadt Dieburg 

erhobenen Verkehrszählung am schienenglei- 
chen Bahnübergang im Zuge der B 45 in Die- 
burg die Beseitigung dieses Bahnüberganges 
durch eine über- oder Unterführung? 

27. Abgeordneter Auf welche Weise und bis zu welchem Zeit- 

Picard punkt sehen die Planungen des Ausbaues der 

B 45 oder des Neubaues der B 45 a die Besei- 
tigung des genannten Bahnüberganges vor, 
der den Verkehr nicht nur auf der B 45, son- 
dern auch im Stadtbereich außerordentlich be- 
hindert? 

28. Abgeordneter Ist der Bund in der Lage, der Stadt Bad Dürk- 

Dr. Gölter heim noch in diesem Jahr die notwendigen 

Mittel für den Grunderwerb zur Verfügung 
zu stellen, der als Grundlage für den Ausbau 
der B 37 im Abschnitt Michelsberg — Herzog- 
weiher getätigt werden muß? 

29. Abgeordneter Welche zeitlichen Vorstellungen hat die Bun- 

Dr. Gölter desregierung bezüglich des Ausbaus der B 37 

in den beiden Bauabschnitten zwischen Feuer- 
berg und Herzogweiher? 

30. Abgeordneter Wann ist mit dem Bau der Umgehungsstraße 

Bäuerle bei Beerfelden im Odenwald im Zuge der B 45 

zeitlich zu rechnen, nachdem der dazu notwen- 
dige Planfeststellungsbeschluß im April 1970 
verkündet worden ist? 

31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 

Bäuerle des dringend notwendigen Streckenausbaus 

der B 45 ab Weiskirchen bis Dieburg die Be- 
seitigung des besonderen Notstands an der 
Kreuzung der B 45 mit der Bahnlinie Darm- 
stadt — Aschaffenburg vorrangig vorzuneh- 
men? 

32. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung vor dem Bau 

Dr. Probst einer Versuchsstrecke für die Hochleistungs- 

schnellbahn für notwendig und richtig, die 
Frage der optimalen Spurweite dieses Systems 
durch eine Projektstudie prüfen zu lassen? 

33. Abgeordneter Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 

Fellennaier rung aus dem Urteil des Oberlanciesgerichts 

Düsseldorf (2 Ss OWi 247/71), nach dem die 
Schaffung einer ausschließlich dem Verkehr 
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mit Linienbussen vorbehaltenen Fahrspur 
— wie es immer häufiger in den Städten ge- 
schieht — sich mit den gesetzlichen Bestim- 
mungen nicht mehr in Einklang bringen läßt? 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür ein- 
Seefeld zusetzen, daß in das Intercity-Netz zur Ver- 

besserung der deutsch-französischen Eisen- 
bahnverbindungen künftig die Stadt Straßburg 
einbezogen werden kann? 


35. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 16. 
und 18. Februar 1972 in der Gegend von Wal- 
lerstädten (Hessen) Flugzeugteile gefunden 
worden sind, die nach den Ermittlungen der 
Polizei von Düsenmaschinen der TWA stam- 
men sollen, und was gedenkt die Bundesre- 
gierung zu tun, um die von solchen Vorgän- 
gen ausgehende Gefährdung von der Bevöl- 
kerung nicht nur des Landkreises Groß Gerau 
zu nehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


36. Abgeordneter Trifft es zu, daß an einigen deutschen Hoch- 
Didigans schulen mittlerweile Lehrkräfte, die planmäßig 

nur eine kleine Lehraufgabe wahrnehmen sol- 
len (z. B. Tutoren), das Recht auf volle Lehr- 
freiheit in Anspruch nehmen, in eigener Ver- 
antwortung Vorlesungen, Übungen und Semi- 
nare ankündigen und abhalten und daraufhin 
auch Prüfungen abnehmen, Scheine ausstellen, 
mit Qualitätsanforderungen, die weit unter 
dem bisher üblichen liegen, und ist die Bun- 
desregierung bereit, eine entsprechende Vor- 
schrift im Hochschulrahmengesetz zu befür- 
worten, die das Recht auf Lehrfreiheit an be- 
stimmte Voraussetzungen bindet? 


37. Abgeordnete Welche Schlüsse zieht das Bundesministerium 
Frau Dr. Walz für Bildung und Wissenschaft aus dem Veto 
des amerikanischen Präsidenten gegen das von 
der europäischen Raumfahrtorganisation ESRO 
und der amerikanischen Luftfahrtbehörde FAA 
gemeinsam geplante Versuchsprojekt AERO- 
SAT, eines Navigationssatelliten für die Luft- 
fahrt? 


38. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, warum die 
Dr. Dr. h. c. Explosion im Kernkraftwerk Obrigheim, die 

Bechert sich am Donnerstag, dem 3. Februar 1972, er- 

(Gau-Algesheim) eignete, erst am darauffolgenden Dienstag, 
dem 8. Februar 1972, bekanntgegeben wurde? 
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39. Abgeordneter Worauf führt die Bundesregierung die bei 
Dr. Probst hohen wissenschaftlichem Niveau finanziell 

günstige Entwicklung von HEOS A 1 zum 
Nachfolgesatelliten HEOS A 2 zurück, und wel- 
che Konsequenzen ergeben sich nach Meinung 
der Bundesregierung hieraus für die Entschei- 
dung über die Entwicklung einer HELIOS C- 
Sonde? 


40. Abgeordneter Trifft die Behauptung des bayerischen Kultus- 

Dr. Haack ministeriums zu, daß die Bundesregierung die 

Mittel für den Vollzug des Graduiertenförde- 
rungsgesetzes noch nicht zur Verfügung ge- 
stellt habe? 

41. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 

Dr. Haack Bayern Doktoranden Assistentenstellen aufge- 

geben haben, um ein Graduiertenstipendium 
zu erlangen und seit Monaten ohne Einkom- 
men sind? 

42. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 

Dr. Hubrig stellen, daß Gutachten für Forschungsaufträge 

allgemein ausgeschrieben und die Ergebnisse 
dieser Untersuchungen veröffentlicht werden? 

43. Abgeordneter Welche Beträge wurden im Jahr 1971 von der 

Dr. Hubrig Bundesregierung für Gutachten und For- 

schungsaufträge diffenziert nach Auftragge- 
ber, Sachgegenstand, Auftragssumme und 
Auftragnehmer aufgewendet? 


Bonn, den 25. Februar 1972 
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